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Drucksache Nr. 2451 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Juli 1951 

6-60021-1706/51 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den' 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes zur Förderung der Wirtschaft von Groß- 

Berlin (West) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des , Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 62. Sitzung am 6. Juli 1951 zur Vor- 
lage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Unlversitäts-Budidruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrleb: Dr. Hans Heger, Andernadi, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße l 



Entwurf eines Gesetzes 


zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der Wirt 
Schaft von Groß-Berlin (West) 


§ 1 

Das Gesetz zur Förderung der Wirtschaft 
von Groß-Berlin (West) vom 7. März 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 41) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In der Überschrift zum Gesetz, in der 
Überschrift zu Artikel I, in § 1, in § 3 
Absätze 1, 2 und 3 und in § 4 Absatz 1 
wird in der Wortzusammenfassung 
„Groß-Berlin (West)'^ das Wort „Groß-“ 
gestrichen. 

2. In § 3 Absätze 1, 2 und 3 wird die Zahl 
„drei“ durch die Zahl „vier“ ersetzt. 

3. ln § 3 Absätze 1 und 3 wird jeweils der 
Satzteil „und das Entgelt in Groß-Berlin 
(West) gezahlt worden ist“ und in Ab- 
satz 2 der Satzteil „und das Entgelt dafür 
in Groß-Berlin (West) gezahlt worden 
ist“ gestrichen. Dabei wird 

a) in Absatz 1 hinter den Worten „her- 
gestellt worden sind“ statt des 
Kommas das Wort „und“ eingefügt; 


b) in Absatz 2 das Wort „Voraussetzun- 
gen“ durch „Voraussetzung“ und das 
Wort „müssen“ durch „muß“ ersetzt; 

c) in Absatz 3 hinter den Worten „ver- 
arbeitet worden sind“ statt des 
Kommas das Wort „und“ eingefügt. 

4. In § 4 wird die Behördenbezeichnung 
„Magistrat von Groß-Berlin (West) — 
Abteilung Wirtschaft — “ durch die Be- 
zeichnung „Senat von Berlin — der Sena- 
tor für Wirtschaft und Ernährung — “ 
ersetzt. 

§ 2 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind auf 
Entgelte anzuwenden, die vom Beginn des 
Monats, in dem dieses Gesetz In Kraft ge- 
treten ist, und vor dem 1. Januar 1953 ge- 
zahlt werden. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Zum Abschnitt: Umsatzsteuervergünstigungen 

L Erhöhung des Anrechnungs- 
satzes (§1 Ziffer 2 des Entwurfs) 

Das Gesetz zur Förderung der Wirtschaft 
von Groß-Berlin (West) gestattet in 
Artikel III dem westdeutschen Unter- 
nehmer, der Waren aus Berlin bezieht 
oder Waren in Berlin im Werklohn be- 
arbeiten läßt, die Anrechnung von drei 
vom Hundert des Einkaufspreises oder 
des Werklohns. Damit soll die in Berlin 
auf diese Entgelte gezahlte Umsatzsteuer 
dem westdeutschen Unternehmer ver- 
gütet werden; er kann die Waren aus 
Berlin umsatzsteuerfrei beziehen oder 
seihe Waren in Berlin umsatzsteuerfrei 
bearbeiten lassen. 

Der allgemeine Steuersatz des § 7, Ab- 
satz 1 des Umsatzsteuergesetzes wird 
nach dem vom Bundestag verabschiedeten 
Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes ab 1. Juli 1951 von drei auf vier 
vom Hundert erhöht. Der Senat von 
Berlin hat ein entsprechendes Gesetz für 
Berlin eingebracht. Es ist deshalb er- 
forderlich, die Anrechnung jetzt auf vier 
vom Hundert zu erhöhen, um die be- 
günstigten Geschäfte weiterhin umsatz- 
steuerfrei zu lassen. 

2. Wegfall des Zahlungsnach- 
weises (§ 1 Ziffer 3 des Entwurfs) 

Die Anrechnung ist nach § 3 des Gesetzes 
zur Förderung der Wirtsdiaft von Groß- 
Berlin (West)' unter anderem davon ab- 
hängig, daß das Entgelt für die Berliner 
Waren in Berlin gezahlt worden ist. 
Diese Vorschrift war erforderlich, weil 
damals kein freier Geldverkehr zwischen 
Berlin und dem Bundesgebiet bestand. 
Nachdem diese Beschränkung inzwischen 
aufgehoben worden ist, liegt kein Grund 
mehr dafür vor, den Zahlungsnachweis 
zu verlangen. 


3. Redaktionelle Änderungen 
(§ 1 Ziffern 1 und 4 des Entwurfs) 

Die neue Berliner Verfassung macht e> 
erforderlich. „Groß-Berlin (West)“ in 
„Berlin (West)“ und „Magistrat“ In „Se- 
nat“ zu ändern. 

4. Verlängerung um ein Jahr, 
Inkrafttreten (§ 2 des Entwurfs) 

Die allgemeine Wirtschaftslage hat sich in 
Berlin zwar seit dem Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft 
von Groß-Berlin (West) gebessert. Die 
Höhe der angerechneten Umsatzsteuer- 
beträge ist von monatlich 700 000 DM 
auf 2 Millionen DM gestiegen. Das Um- 
satzsteueraufkommen in Berlin im April 
1950 stand zum Umsatzsteueraufkommen 
des gleichen Monats im Bundesgebiet im 
Verhältnis 1 : 32,6. Dieses Verhältnis hat 
sich für den Monat März auf 1 : 28,4 ge- 
bessert. Die Entwicklung ist jedoch noch 
nicht soweit fortgeschritten, daß das Ge- 
setz zur Förderung der Wirtschaft von 
Groß-Berlin (West) am 3t. Dezember 
1951- außer Kraft treten könnte. Es wird 
deshalb vorgeschlagen, das Gesetz um ein 
Jahr zu verlängern. 

Die Vorschriften dieses Abänderungs- 
gesetzes sollen erstmals auf die Entgelte 
angewendet werden, die vom* Beginn des 
Monats, in dem es in Kraft getreten ist, 
gezahlt werden. 

5. Wirkungen auf den Bundes- 
h a u s h a 1 1 

Im Rechnungsjahr 1950 ist Infolge des 
Artikels III des Gesetzes zur Förderung 
der Wirtschaft von Groß-Berlin (West) 
ein Ausfall an Umsatzsteuer von rund 
15 Millionen DM entstanden. Er wird 
für das Rechnungsjahr 1951 voraussicht- 
lich 27 Millionen DM betragen. 
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